
©
 U

ni
 M

ün
st

er
 –

Ja
n 

Le
hm

an
n
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Frühe Hilfen auf dem Weg zu 
einem inklusiven Angebot –
Stolpersteine und 
Gelingensbedingungen
Prof‘in Dr. Karin Böllert
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Man muss geduldig sein können oder: vielleicht machen viel kleine Schritte 
irgendwann einen großen!
 Forderung nach einer großen Lösung 11. Kinder- und Jugendbericht 2002 – breite Ablehnung!

 Wiederholte Forderung 13. Kinder- und Jugendbericht 2009 – wachsende Zustimmung!

 Parlamentarische Staatssekretärin Caren Marks (BMFSFJ) Rede auf einer Fachveranstaltung der AGJ im März
2015: Inklusion stärkt Menschen mit Behinderungen als eigenständige Subjekte – nicht mit Defiziten,
sondern mit subjektiven Ansprüchen. (…) Die ›inklusive Lösung‹ im SGB VIII würde die Stellung der Kinder-
und Jugendhilfe ohne Zweifel stärken – Optimismus kommt auf!

 Koalitionsvertrag 18. Legislaturperiode  2013 bis 2017: Die Kinder- und Jugendhilfe soll auf einer fundierten
empirischen Grundlage in einem sorgfältig   strukturierten   Prozess   zu   einem   inklusiven,   effizienten
und   dauerhaft tragfähigen   und   belastbaren   Hilfesystem  weiterentwickelt  werden – 2017 die
gescheiterte Reform!
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Koalitionsvertrag der 19.Legislaturperiode

Im Vorfeld einer Gesetzesinitiative werden wir einen breiten Dialog mit 
Akteuren aus Wissenschaft und Praxis der Kinder- und Jugendhilfe sowie 
der Behindertenhilfe und  den Ländern und Kommunen führen. Darüber 
hinaus sollen Erfahrungen von Beteiligten  und Betroffenen mit  der  
Kinder- und  Jugendhilfe  sowie Familiengerichtsbarkeit gesammelt und 
systematisch ausgewertet werden. Im Rahmen dieser unabhängigen 
wissenschaftlichen Begleitung sollen sich betroffene Eltern, Pflegeeltern, 
Kinder und andere vertraulich äußern können. Wir werden diese 
Auswertung mit Blick auf systemische und strukturelle 
Veränderungsbedarfe in das weitere Verfahren mit aufnehmen.
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der Bundestag hat am 22.04.2021 das Kinder- und Jugendstärkungsgesetz verabschiedet!

Der Bundesrat hat dem Gesetz in seiner Sitzung am 07.05.2021 zugestimmt!

 damit hatte der langjährige Reformprozess endlich ein Ende gefunden und den Startschuss für eine
inklusive Kinder- und Jugendhilfe freigemacht!

 dachten viele zumindest, aber …
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 Gemäß UN-BRK sind junge Menschen mit Behinderungen Menschen, die körperliche, seelische,
geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, die sie in Wechselwirkung mit einstellungs- und
umweltbedingten Barrieren an der gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft mit hoher
Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate hindern können.

 Berücksichtigt man alle Formen von Beeinträchtigung nach ICF, so hatten Anfang
2022 ca. 415.780 Kinder und Jugendliche eine Beeinträchtigung – demzufolge sind
ca. 3 % der Kinder und Jugendlichen von einer Behinderung betroffen.

 Im Schuljahr 2021/2022 hatten ca. 600.000 Schüler*innen einen
sozialpädagogischen Förderbedarf. Die größte Gruppe davon sind Schüler*innen
mit dem Förderschwerpunkt Lernen (39,5 %).

 14.400 Kinder und Jugendliche mit Eingliederungshilfebedarf leben in stationären
Wohneinrichtungen, ca. 9.800 in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe und
ca. 4.600 in Einrichtungen der Behindertenhilfe.

 Aktuell leben ca. 320.000 bis 400.000 junge Menschen mit einer diagnostizierten lebensverkürzenden
bzw. lebensbedrohlichen Erkrankung.

 Exklusion wirkt aktuell selbst dort, wo Aufgaben und Leistungen des SGB VIII eigentlich schon für
alle Kinder gelten.
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Und dennoch …

Der Anteil von (angehenden) Care 
Leaver*innen mit amtlich anerkannter 
Behinderung ist in Pflegefamilien größer als 
in Einrichtungen stationärer Hilfen zur 
Erziehung (vgl. Tab. 6). Bezüglich des Grades 
der Behinderung (GdB) zeigt sich, dass 
dieser in beiden Wohnformen bei über 85 
Prozent der Care Leaver*innen mit einer 
anerkannten Behinderung bei mindestens 
50 (Schwerbehinderung) liegt. In 
Pflegefamilien liegt dieser durchgehend 
über 50.
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???

Frühe Hilfen müssen inklusiv sein!



https://www.dijuf.de/files/downloads/2020/SGB%20VIII-Reform/DIJuF-Synopse%20KJSG%20(Stand%2023.4.2021).pdf
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Wie die Umsetzung in der 20. Legislaturperiode gestaltet worden 
ist …
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Was optimistisch stimmen konnte …

•Insgesamt nahmen mehr als 1.100 Personen
an der Online-Umfrage teil.
•Fast 300 Elternteile bzw. Sorgeberechtigte
sowie rund 120 Kinder und Jugendliche haben
an der Befragung teilgenommen.
•Unter den knapp 800 pädagogischen
Fachkräften, die geantwortet haben, arbeiten
fast drei Viertel in der Kinder- und Jugendhilfe.
•Knapp 250 Fachkräfte arbeiten in der
Behinderten- bzw. Eingliederungshilfe und
mehr als 200 im Bereich inklusiver Angebote.

https://gemeinsam-zum-ziel.org/einblick-in-den-prozess/fachoeffentlichkeit/ergebnisse-zur-online-befragung-der-fach-oeffentlichkeit
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Neun von zehn Teilnehmenden 
finden es gut bzw. sehr gut, dass 
Kinder und Jugendliche mit und 
ohne Behinderung als Folge der 
Inklusiven Kinder- und Jugendhilfe 
gemeinsame Angebote besuchen.

Je mehr Erfahrungen im 
persönlichen Kontakt mit 
Menschen mit Behinderung 
bestehen, desto eher scheinen 
inklusive Angebote befürwortet zu 
werden.



15

•Die Hälfte der Teilnehmenden verortet eine
Inklusive Kinder- und Jugendhilfe eher als Chance,
wohingegen rund ein Drittel der Teilnehmenden in
ihr eher eine Herausforderung sehen; die restlichen
15 % stehen beiden Aussagen neutral gegenüber.
•Je mehr eine Inklusive Kinder- und Jugendhilfe als
Chance gesehen wird, desto stärker werden
gemeinsame Angebote für Kinder mit und ohne
Behinderung befürwortet.
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Knapp die Hälfte der Teilnehmenden ist 
der Ansicht, dass sich Inklusion positiv 
auf die Hilfeleistungen für Kinder und 
Jugendliche auswirken wird; 16 % 
gehen sogar von sehr positiven 
Auswirkungen aus.

•Fast jede vierte Fachkraft aus dem
Bereich inklusiver Angebote (23 %;
ohne Abbildung) glaubt, dass sich
Inklusion sehr positiv auf die
Hilfeleistungen für Kinder und
Jugendliche auswirken wird.
•Je mehr eine Inklusive Kinder- und
Jugendhilfe als Chance gesehen
wird, desto positiver ist die Sicht
auf die Auswirkungen von Inklusion
auf die Hilfeleistungen für Kinder
und Jugendliche.
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Wie es weitergehen kann …
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Was sich junge Menschen mit Behinderung wünschen …
 Wir möchten in inklusive Schulen gehen. Wir wollen

nicht separiert werden. Die Lehrkräfte sollen dafür
qualifiziert sein. Die Klassen sollen kleiner sein, damit
alle gut lernen können.

 Wir möchten die Freizeitangebote für alle Jugendlichen
besser nutzen können. Die Mitarbeitenden dort sollen
besser geschult sein, um Begegnung zu fördern. Es soll
mehr inklusive Angebote geben.

 Assistenz und Hilfsmittel sollen nach unseren Bedarfen
einkommensunabhängig und ohne Altersbeschränkung
bewilligt werden.

 Beratungsstellen für Jugendliche sollen auch für
Jugendliche mit Behinderung offen sein. Sie sollen auch
zu unseren Themen qualifiziert sein.

https://kobinet-nachrichten.org/2023/04/18/junge-menschen-mit-behinderung-vernetzen-sich-sie-haben-forderungen-an-politik-und-gesellschaft/
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 Beratungsstellen für Menschen mit Behinderung sollen auch Kinder
und Jugendliche mit Behinderung ansprechen.

 Wir wollen später im ersten Arbeitsmarkt eine Arbeit finden. Dafür
müssen wir die notwendige Unterstützung erhalten.

 Solange es noch WfbM und Förderstätten gibt, sollen „Beschäftigte“
dort als Arbeitnehmer*innen anerkannt werden. Sie sollen eine faire
Bezahlung bekommen (mindestens Mindestlohn).

 Es braucht dringend mehr Assistenz, die in Unterstützter
Kommunikation geschult ist. Nur so wird Inklusion für Menschen, die
unterstützte Kommunikation brauchen, möglich. Schulabschlüsse
müssen auch mit Unterstützter Kommunikation möglich sein.

 Wir brauchen mehr Barrierefreiheit. Dazu gehören zum Beispiel
barrierefreie Wohnungen, Schrift- und
Gebärdensprachdolmetscher*innen, Leichte Sprache auch im Internet
oder barrierefreie Toiletten im öffentlichen Raum. So können wir
leben, wie wir wollen und überall teilnehmen.

 Auch bei Fahrdiensten soll das Personal geschult werden. Wir wollen
ohne Angst und Diskriminierung befördert werden.
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Was eine gute Fachkraft ausmacht …

Haltung: Wohlwollend, nahbar, reflektiert, nicht nachtragend oder gekränkt, möglichst
„vorurteilsfrei“, unterstützend, zuhören, Familien sind die Experten für ihren Alltag, fragende Haltung,
Hilfe zur Selbsthilfe, kein „Helfersyndrom“

Fachlichkeit: gute Ausbildung, rechtliche Kenntnisse, multiprofessionelles Team, gut vernetzt,
Schnittstellen im Blick, differenzierter Blick auf Familien, individuell abgestimmte Maßnahmen,
unterschiedliche Blickwinkel, regemäßige Fortbildungen, Supervision, kollegiale Beratung, eigene
Grenzen erkennen

Gesellschaftliche Zusammenhänge: Kenntnisse über Antidiskriminierung, Toleranz, Achtung der
Menschenrechte, eigene Stellung, Ethik, Spannungsfeld zwischen Schutz, optimale Förderung und
Selbstbestimmung
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Und die Länder?

• Sehr unterschiedliche Struktur in den Ländern und Kommunen

• Teilweise große überörtliche Strukturen, hier sind größere organisatorische Veränderungen erforderlich,
die, so geeint, entsprechend große Zeitläufe benötigen (insbesondere NW und BY)

• In Teilen ist der Bereich Junge Menschen (SGB VIII/IX) in unterschiedlichen Organisationsstrukturen
verankert (unterschiedliche Ressorts auf Landesebene, kommunal: Jugend-, Sozial-, Gesundheitsamt),
häufig sind Teile schon in einer Organisationsstruktur verortet

• Herausforderungen für kleinere Jugendämter, hier ggf. „Pool“-lösungen mehrerer Jugendämter erforderlich

• Spezialisierung/Experten versus ganzheitliche Sachbearbeitung

• Wir können in den Ländern von schon erfolgreich agierenden Kommunen lernen: Offene Lernatmosphäre
schaffen!!
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Verfahrenslots:innen - Aspekte zukünftiger Arbeit

Kommunikation und Vernetzung: 
Wie kann die Kommunikation zwischen 

Verfahrenslots*innen und anderen Stakeholdern 
(z.B. Jugend- und Sozialamt, Trägern der Kinder-
und Jugendhilfe, Adressat*innen, Kostenträgern) 

verbessert werden?

Regionale- u. 
überregionale 
Netzwerktreffen 
(Vorbild: Frühe 
Hilfen)

Fachtagung Verfahrenslotse 
durch Bund organisiert (1x 
jährlich)

Plakate, 
Flyer, 
bundesweit 
gemeines 
Logo

Qualititätshand-
buch/ Leitfaden 
für VL (inkl. 
Formulare)

VL auch 
Ansprechpartner für 
Leistungserbringer



Und die Frühen Hilfen?
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Inklusion: Schnittstelle Frühförderung weiter ausbauen 
und stärker in den Blick nehmen im Sinne der inklusiven 
Jugendhilfe.

Passgenauigkeit
Frühe Hilfen orientieren sich an den Bedarfen der Kinder,
(werdenden) Eltern und Familien. Sie bieten so eine auf
unterschiedliche Lebenslagen und Bedarfe zugeschnit-
tene und abgestimmte Angebotsstruktur. Diese umfasst
auch die besonderen Bedarfe von Familien mit frühgebo-
renen und von Behinderung bedrohten bzw. betroffenen
Kindern (Inklusion). Angebote der Frühen Hilfen greifen
im Sinne einer Präventionskette ineinander.
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Die Fachverbände für Erziehungshilfen 
in Deutschland fordern daher mit 
Nachdruck, dass die
Reform noch in dieser Legislatur 
verabschiedet wird und politische 
Verantwortliche in dieser
Situation weiterhin an der Seite der 
jungen Menschen und ihrer Familien 
mit und ohne
Behinderung stehen!
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Offener Brief

Kinder- und jugendpolitische Vorhaben jetzt nicht vergessen!

Sehr geehrter Herr Bundeskanzler, sehr geehrte Fraktionsvorsitzende der demokratischen Parteien im Bundestag,

nach dem Ende der Koalition aus SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP möchten wir Sie dringend bitten, kinder- und
jugendpolitische Gesetzesvorhaben noch zu realisieren. Die junge Generation braucht ein Zeichen verlässlicher Kinder- und
Jugendpolitik auch in Krisenzeiten!

Das Motto des aktuellen 17. Kinder- und Jugendberichtes zielt auf das „Aufwachsen mit Zuversicht und Vertrauen“. Zuversicht
kann nicht verordnet und eingefordert werden. Sie setzt das Vertrauen in gesellschaftliche Institutionen voraus, die sich selbst
als vertrauenswürdig erweisen müssen. Das Parlament hat jetzt die Möglichkeit, den Schutz vor sexualisierter Gewalt junger
Menschen zu stärken und inklusive Teilhabechancen für alle jungen Menschen zu eröffnen. Sie können durch ihre
Entscheidungen das Vertrauen in politische Entscheidungsprozesse stärken und dadurch Zuversicht vermitteln.

Enttäuschen Sie diese engagierten Menschen jetzt nicht, nutzen Sie den Handlungsspielraum, der Ihnen auch in der aktuellen
Lage zur Verfügung steht und gestalten Sie eine inklusive Kinder- und Jugendhilfe. Ein Ende des Prozesses an dieser Stelle
würde für die jungen Menschen und viele andere zivilgesellschaftlich Engagierte die Erfahrung bedeuten, dass Beteiligung
nicht wertgeschätzt wird, dass Beteiligung sich nicht lohnt. Das birgt die Gefahr des politikverdrossenen Rückzugs und stärkt
letztendlich politisch extreme Ränder, denen Inklusion schon längst ein Dorn im Auge ist.
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 Im Rahmen der Bundesstiftung Frühe Hilfen
sollen die Frühen Hilfen aufgestockt und
modellhaft erprobt werden, wie sie auf Kinder
im Alter von vier bis sechs Jahren ausgeweitet
werden können.

 Das Ziel der Inklusiven Kinder- und Jugendhilfe
soll unter Einbeziehung des
Beteiligungsprozesses weiterverfolgt werden.
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Was so passiert …

Hauptpunkte der Stellungnahme

•Unterstützung des Grundziels: Der Bundesrat befürwortet die Zusammenführung der Zuständigkeiten für
Eingliederungshilfe und Jugendhilfe unter dem Dach der Kinder- und Jugendhilfe, um eine ganzheitliche
Förderung aller Kinder und Jugendlichen zu ermöglichen.

•Kritik an der Umsetzbarkeit: Der Bundesrat betont, dass die Umsetzung dieser grundlegenden Veränderung
ein vielschichtiger Prozess ist und die Strukturen der Kinder- und Jugendhilfe sowie der Eingliederungshilfe
grundlegend verändern wird.

•Vorgeschlagene Änderungen: Der Bundesrat fordert eine Überarbeitung des Gesetzentwurfs, um die
Auswirkungen auf die betroffenen Bereiche besser zu berücksichtigen und eine reibungslose Umsetzung zu
gewährleisten.
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1. Die Jugend- und Familienministerinnen und -minister sowie -senatorinnen und -
senatoren unterstützen das Gesamtvorhaben eines inklusiven SGB VIII mit dem Ziel,
künftig Leistungen der Eingliederungshilfe für alle Kinder und Jugendlichen mit
Behinderungen „aus einer Hand“ zu gewähren („Große Lösung“) und damit die
Teilhabe von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen und ihrer Familien zu
stärken. Vor diesem Hintergrund begrüßen sie grundsätzlich den Koalitionsvertrag
zwischen CDU, CSU und SPD, nach dem „das Ziel der inklusiven Kinder- und
Jugendhilfe […] weiterverfolgt werden soll, um betroffenen Familien den Zugang zu
Leistungen zu erleichtern und die Behörden zu entlasten“ (Zeilen 3214-3217 des
Koalitionsvertrages).
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2. Die mit der dritten Umsetzungsstufe der „Großen Lösung“ verbundene
Zusammenführung der Zuständigkeiten unter dem Dach der Kinder- und
Jugendhilfe ist ein vielschichtiger Prozess, der die Strukturen der Kinder- und
Jugendhilfe und der Eingliederungshilfe grundlegend verändern wird. Für die
Kommunen ist es von zentraler Bedeutung, zeitnah klare gesetzliche
Rahmenbedingungen zu erhalten, die ihnen Rechts- und Handlungssicherheit bei
der inklusiven Anpassung ihrer Strukturen und Prozesse geben. Weitere
Verzögerungen seitens des Bundesgesetzgebers würden insbesondere zu Lasten
der kommunalen Ebene gehen. Entsprechend der Zusage aus dem
Koalitionsvertrag fordern daher die Jugend- und Familienministerinnen und -
minister sowie -senatorinnen und -senatoren die Bundesregierung auf,
„gemeinsam mit den Ländern und Kommunen eine für sie umsetzbare Lösung zu
erarbeiten“ (Zeilen 3217-3218 des Koalitionsvertrages) und das neue
Gesetzgebungsverfahren schnellstmöglich einzuleiten.
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Die Länder haben in der Stellungnahme des Bundesrates an die 
Bundesregierung vom 20.12.2024 konkrete Vorschläge formuliert, die zu 
berücksichtigen sind. In diesem Zusammenhang bekräftigen die Jugend- und 
Familienministerinnen und -minister sowie –senatorinnen und -senatoren 
ihren einstimmigen JFMK-Beschluss vom 25./26.05.2023, in dem sie das 
zuständige Bundesministerium u.a. darauf hingewiesen haben, die Anliegen 
der für den Vollzug zukünftig zuständigen Behörden umfassend zu 
berücksichtigen. Hierzu gehört auch die zwingend notwendige gesetzliche 
Ausgestaltung einer unbefristeten Länderöffnungsklausel, um insbesondere 
in den Flächenländern länderspezifische Lösungen zur bestmöglichen 
Sicherstellung der Leistungen zum Wohle aller jungen Menschen mit und 
ohne Behinderungen zu ermöglichen.
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3. Die Jugend- und Familienministerinnen und -minister sowie -senatorinnen
und - senatoren sehen es als unabweisbare Voraussetzung an, dass sich der
Bund an den Kosten der Umsetzung der Inklusiven Kinder- und Jugendhilfe
beteiligt. Dies gilt sowohl für die einmaligen Umstellungskosten als auch für
die dauerhaften Belastungen (z.B. Verstetigung der Verfahrenslotsen). Vor
diesem Hintergrund ist die Aufnahme einer entsprechenden gesetzlichen
Finanzierungsregelung zwingend notwendig. Der Bundesrat hat mit seinem
Vorschlag, zum Ausgleich dieser Umstellungskosten und dauerhaften
Belastungen das Gesetz über den Finanzausgleich zwischen Bund und
Ländern (Finanzausgleichsgesetz - FAG) entsprechend anzupassen, einen
geeigneten Weg aufgezeigt, der auch schon bei anderen Gesetzesvorhaben zur
Anwendung gekommen ist und mithin finanzverfassungsrechtlich gesichert ist
(z.B. Kita-Qualitätsgesetz, Gewalthilfegesetz). Dieser Weg muss konsequent
umgesetzt werden.
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Was man so hört …

 Im BMBFSFJ wird ein neuer Referentenentwurf zur inklusiven Weiterentwicklung
der Kinder- und Jugendhilfe vorbereiten.

 Dieser soll an den IKJHG-Entwurf der letzten Legislaturperiode und die
Diskussionsprozesse „Gemeinsam zum Ziel“ und „Mitreden – Mitgestalten“
anknüpfen. Wichtig sei, dass durch die Reform ein Beitrag zur
rechtskreisübergreifenden Zusammenarbeit und Verwaltungsvereinfachung
umgesetzt wird, damit Bürger:innen den Staat wieder als verlässlich erleben.

 Parallel soll mehrschrittig die Evaluation des KJSG vorbereitet werden.
 Bei der Jubiläumsveranstaltung zum KJP hat die Bundesministerin wohl auch

gesagt, dass  Ende des Jahres oder Anfang nächsten Jahres ein Entwurf vorliegen
könnte.
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Der Weg ist steinig, aber man fängt nicht bei Null an …

 Alle Handlungsfelder der Kinder- und Jugendhilfe müssen inklusiv werden – aus Erfahrungen lernen!

 Alle (perspektivischen) Fachkräfte müssen interdisziplinär (weiter)qualifiziert sein – niemand kann
Inklusion allein!

 In der Praxis wird multiprofessionelle Zusammenarbeit eine Selbstverständlichkeit –Kooperationen
gibt es auch jetzt schon!

 Die Frühen Hilfen müssen ihre Zusammenarbeit mit der Frühförderung intensivieren!

 Sie sollten mit den Verfahrenslots:innen in einen Austausch gehen!

 Inklusion gibt es nicht umsonst, sie braucht Zeit und benötigt Ressourcen – die Rechte behinderter
junger Menschen sind nicht verhandelbar!
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Die Aufgabe bleibt, aber ob das auch alle wissen wollen?

„Inklusion ist das anspruchsvollste soziale Projekt des 21. Jahrhunderts. Angestrebt wird eine soziale Ordnung, 
in welcher die Teilhabe aller Menschen als gleichberechtigte Mitglieder der Gesellschaft gesichert ist. Die 

Realisierung dieses Ziels erfordert eine grundlegende Reflektion unserer Werte und Normen, weitreichende 
Veränderungen unserer sozialen Systeme und den tiefgreifenden Umbau unserer sozialen Institutionen. Ausmaß 
und Reichweite der mit Inklusion verbundenen Umwälzungen treten in allen Bereichen unserer Gesellschaft erst 

allmählich zu Tage. Die damit verbundenen Herausforderungen geben Anlass zu heftigen Diskussionen 
fachwissenschaftlicher, gesellschaftspolitischer und normativer Art. Inklusion berührt alle Lebensbereiche und 
Handlungsfelder, durchdringt alle Bereiche und betrifft dabei alle Institutionen unserer modernen Gesellschaft. 

Mit anderen Worten: Inklusion geht uns alle an.“

Quante, Michael/Wiedebusch, Silvia/Wulfekühler, Heidrun, 2018: Vorwort. In: dies. (Hg.), Ethische Dimensionen inklusiver Bildung, Weinheim und 
München, S.5
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